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WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom 25 .November1932 .

Vorsitzender Weigleröffnet die Sitzung um16 Uhr10 .
Es wird die Verhandlungdes Rechnungsabschlussesfür dasJahr

1931fortgesetzt .
ausGR .Dr .Kotzaurek ( chr .soz . )bemerkt , diesem Rechnungsab¬

schluss ergebe sich ganz deutlich ,dass die Mehrheit mit ihrem Latein be¬
reits zu Ende sei .Das Ziel,Ihrer Verwaltungskunst ist es ja nicht ,der Be¬
völkerung ,sondern wie es nur irgendwie geht ,der Partei zu nützen .Selkst
in der kleinen VerwaltungsgruppeVII zeigt es sich ganz deutlich ,dasssich
die Mehrheit nur von parteipolitischen Erwagungen leiten lässt .Daist

den
für die Förderungder GegenwartskunstöhnehingeringeBetragvon100Mil¬
lionen eingesetzt .Aberauchdieser Betrag ist nochnicht zur Günzever¬
braucht worden ,obwohlbekanntlich genade die Künstler unter dengegebenen
Verhältnissenamschwerstengetroffen DieNotder Künstlerist heute
schonsognoss ,dasssie sichentschle .enhaben ,aufdieStrassezugehen,
und Notgemeinschaftenzu bilden .Diese öffentliche Demonstrationist eine

laute Anklagegegen die Gemeindeverwaltung ,die keinVerständnis
für dieKünstlerhat .DieNotunterdenKünstlernhatbereitsFormenange¬
nommen ,düe für die künstlerische Entwicklung der Stadt das Schlimmste be- ¬

sorgenlassen. GR. Dr.KotzaureknimmtsodanndagegenStellung ,dassbeiderFörderungvonTheater -undMusikaufführungen den Löwenanteildie
sozialdemokratischenOrganisationenerhalten haben ,währendderchristlicher
VolksbildungnurdergeringeBetragvon1300Schillingzugeteiltwordenist .
Fürdie Gewerbeförderungist trotz der grossenBedeutung ,die derGewerbe¬
stand für die Stadt hat ,und trotz seiner traurigen Lage viel zu wenigaus¬
gegeben worde .Es wäre eigentlich am allerbesten ,wenn die Gemeindediese
ganzePost streichen und für die Gewerbetreibendendadurchetwasleisten
wollte ,dass sie ihre Steuer -undAbgabenpolitikeiner radikalenAenderung
unterzieht ,Währendauf der eihen Seite so gespart wird ,wird auf deranderen
Seite ganzsinnlos Geldausgegeben .Dies gilt insbesonderevonderGemeinde¬
wache .DieGemeindewachewurdenurdeshalbgeschaffen ,weildieMehrheit
nach demvon ihr begangenenJuliverbrechen das Bedürfnis hatte eineeigene
Organisationzur Verfügungzu haben ,welchemanletzten Endesauchgegendie
WienerBevölkerungvorgehenlassen wollte .Es soll hier nicht des näherenübe
die qualitative Beschaffenheitder aus demSchutzbundhervorgegangenenGe¬
meindewachleutegesprochenwerden .Datsacheist aber ,dass die starkeVer¬
minderungder Gemeindewacheseit 1927nicht nur daranfzurückzuführenist ,
dass ein grosser Weilder Gemeindewachleutein den ordentlichenGemeindedier
übernommenwurde ,währendandereBewerberdraussenbleibenmüssen,sondern
dass eine erkläckliche Anzahlder Gemeindewachloute,wennauchunfreiwillig ,
ihre Betätigungin ein anderesGebäudenichtweitvonhier verlegenmussten.
DieGemeindewachewurdeauchnicht zumgeringstenTeil deshalbverringert ,
weil mansie der WienerBevölkerungmäglichst wenigsichtbar werdenlassen
will .Die Wiener Bevölkerung gerät ohnehin immer in Rage ,wen sie einen Ge¬
meindewachmannsieht Heutekannmandie Gemeindewachleuteabgesehenvonihre
scheinbar ausserdienstlichen Verwendungals Claqueure im WienerGemeinderat
nur mehrsehen in den Fürsorgeinstituten ,im Wohnungsamtund in derVorräume
der amtsführendenStadträte,überall dort also ,woGefahrbesteht ,dass diein
den breiten VolksmassenangesammlåteErbitterung sich in einer sehrunange¬
nehmenWeiseLuft machenkönnte . Zudiesen Zweckbrauchenwir wohlkeineGe¬
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meindewache .Die öffentlichen Institute und Anstalten waren nie gefährdet .
Die Erbitterung des Volkes richtet sich nicht gegen den einzelnen Gemeinde¬
wachmann ,sondern gegen diejenigen ,die die Gemeindewachleute schützen solle
Wir brauchen keine Leib - undSchutzgarde für die Herren des WienerRathauees .
Wennsie wirklich in Angst und Sorge leben ,so mögen sie anstatt eine
Schutzwacheaufzustellen ,die Stätte ihrer so verderblichen ,dieBevölkerung
aufreizenden Tätigkeit verlassen . Von1927 bis 1931 sind fast 12Millionen
für die Gemeindewache ausgegeb en worden . Mitdiesem Betrag hätte manso
manches Elend ,insbesondere auf dem Gebiete der Fürsorge mildern können .

Dabei hat man es noch für notwendig gehalten ,für diese sinn -und zwecklose

Gemeindewacheeine eigene Kaserne anzuschaffen ,manhat für diesen Zweckein
Fabriksgebäude im . Bezirk erworben .Was geschieht jetzt mit dieser Kasærne .
Wir vermuten stark ,dass sie ein Stützpunkt für den Schutzbund ,ein Arsenal

für die heiligen Waffen des Herrn Bürgermeisters bilden soll .Einem
Rechnungsabschluss ,in dem eine Ausgabenpost für die Gemeindewache enthalt er
ist ,könnenwir unsere Zustimmungnicht geben ( Lebh .Beifall . d .Chr. soz . )

Att GR .Ing .Hölzl ( nat . sozbezeichnet es als das einzig erfreuliche
dieser Verwaltungsgruppe ,dass an der Feuerwehr fast nichts erspart wurde .
Allerdings wurde auch hier eine Ersparnis gemacht ,die Bedenken erregen
muss ,nämlich an den Dienstkleidern der Feuerwehr,eine Ersparung ,die nichts

424anderes als einen verkappten Lohnabbau darstellt . Redner wendet sich sodann

dagegen ,dass der für die Kunstförderung präliminierte ohnehin geringe Be¬
trag bei weitem nicht ausgegeben wurde . Soerleben wir das Schauspiel ,dass

nebenanderenBerufsgruppenauchdie Künstlerauf die Strassegehenmüssen,
um zu sagen ,dass sie hungern und dass sie Brot und Arbeit haben wollen .

Es ist für eine Kunststadt wie Wienein trauriges Zeichen ,wennschondie
Künstler auf die Strasse gehenmüssen .Andererseits wird Geldfür sehrson¬
derbare Zweckeausgegeben .So für Theater -und Musikaufführungenbestimmter

gteteOrganisationen zweifelhafter Art ,die von fremdenJuden geleitet werden,d
nach Wienkommenumblöde ,falsche verkehrte Musikzu verzapfen ,blödsinnige
Reimevorzutragen .Diese hergelaufenen Juden aus Polen und Amerikawerdenmit
ungeheuren Summendotiert .Manpäppelt Parteiorganisationen hoch undschafft
sogar neue solche Organisationen,um auf diesem WegSubventionen gebenzu
können .[ DasGewerbesollte gefrödertwerden ,umes mitdemAusland
onkurrenzfähig zu machen .Statt dessen wird es prolstarisiert ,denndie

Sozialdemokratenwollennur grosse FabriksherrenundProletarier .Dafür
werden demBürgermeister für besondere Ausgaben12 . 000Schilling im Jahr be¬
willigt .( üeber das Kapitel der Gemeindewache ist schon oft gesprochen worder

Im Jahre 1927 wurde Wien vom Pöbel und Janhagel ,von Plünderern und Brand¬

stiftern heimgesucht und aus dem Kreise dieser Menschen wurde eine Wacheau¬
stellt ,der das Eigentum der Gemeinde Wien anvertraut wurde .Nunhaben
die Sozialdemokraten anscheinend selbst eingesehen ,dass das Volk zudieser
Wachekein Vertrauenhat ,undhabendaher ihre Zahl verringert undihren
Fahrparkder Feuerwehrübergeben .Aberan drei Stellen ist dieGemeinde¬
wache sichtbar ,bei den Stellenlosenämtern ,bei den Fürsorgeämtern und im

Wohnungsamt,also überall mort ,wodie Aermstender Armenihr Rechtsuchen .
Die Gemeindwache hat nur den Zweck ,diese armen Teufel von den Bonzen abzu¬

halten ,damit deren Ruhenicht gestört wird ,Dieser Zweckrechfertigt keines
wegs den Bestand der Gemeindewache ,Haher muss sie weg .Der Rednerwünscht
eine Aufklärungüberdie Post von8200Schilling für alte verkaufteMonturer

der Feuerwehr .Es scheint ,dassi auf diesem Umwege der Schutzbund zu
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neuen Monturengekommenist ,damit er seine dunklen Ziele weiterverfol¬
gen kann .Bei den Einbürgerungen werden andauernd mit besonderer Vorliebe
Juden Czechen ,Polen und Rumänenbevorzugt ,während Laute aus derösterreich
achen Provinz nach wie vor abgewiesen werden .Auf diese Weise Wirf eine
Fabrik von sicheren Wählern geschaffen ,um Wien jüdisch zu machen .( Bei¬
fall bei den Nat .soz .- GR .Beisser ( soz .dem . ): Sie selbst haben für

einen Juden gestimmt ! - Gegenrufe bei den Nationalsozialisten .- GR .
Weikert ( nat .soz . ): Wohnungsschieber ! - GR .Beisser :Sic sind ein

Lügner ,ein Schuft ! - Andauernde Zwischenrufe . )
STR .Honay ( soz .dem .) führt aus ,dass die Gemeindenicht

das geringste Ersparnis erzielen könnte ,selbst wenndie Gemeindewacheauf .
gelöst wirde .Die Gemeindewache versieht gegenwärtig einen äusserst schwie¬
rigen und verantwortungsvollen Dienst ( Rufe bei den Nat .soz .: Wo?)
in den Fürsrogeämtern ,in den Arbeitslosenämtern und im Wohnungsamt under
halte es für seine Pflicht ,ihr für diesen schwierigen Dienst den Dankdes
Gemeinderates auszusprechen ( Lobgafter Beifall bei den Soz .dem .- Zwisch
rufe bei denNat .soz . . )DieGemeindewachewurdedeshalbverringert ,weil
nach dem Strassenpolizeigesetz gewiesse Dienstleistungen ,die sie verse¬

dehen hatte ,entfallen sind .Gegenüber/geauBßunßr .Kotzaurek ,dass für die

Gemeindewacheim 10 .Bezirk durch Adaptierung eines Fabriksgebäudes eine
Kasernegeschaffenwordensei unddass dieses Gebäudejetzt völligunbe-¬
nützt sei ,stellt der Redner fest ,dass dieses Gebäudeseit vielen Monaten
als Obdachlosenasylbenützt wird .( Hört - Hört - Rufebei den Soz .dem. )
Die Behauptung ,dass die Gemeindewacheeine Leibgarde der Stadträte bil¬
det ,ist absolut unrichtig .Es gibt keinen einzigen amtsführendenStadtrat
der in seinem Vorzimmereine solche Gardebrauchte .Wennhier über die Not

der Künster
gesprochen worden ist ,so gibt es wohl

niemand in diesem Saal ,der von dieser Not nicht ergriffen würde .Esmüsse
jedoch feststellen ,dass es in dieser Republik nur die Gemeinde Wienist ,
die wirklich praktische Kunstförderung teibt .( Lebgafter Beifall bei den

Soz .dem .- Rufe bei den Nat .soz . :Für die Juden ! )Gerade die Herrei
von der christlichsozialen Minderheit sollten uns sagen ,was der Bundin
den letzten Jahren für die Künstler getan hat .Im Künstlerhaus sei jetzt
Gelegenheit ,wirkliche Kunstförderung durch die Stadt Wien in Augenschein

zu nehmen .Auch er ist der Meinung ,dass die Gemeindeverwaltung für die Ge¬
werbeförderungviel mehrtun sollte ,aber auchdas ist eine FragederFinan .
zen .Die Opposition bemängelt auf der einen Seite ,dass die Gemeindeverwalt :

die Steuern nicht erm ssigt und rücksichtlos eintreibt ,auf der anderen
Seite sind ihr aber alle Ausgabenzu niedrig .GR .Dr .Kozaurekhatbemängel-¬
dass die Soz .dem .Kunststelle von den 79 . 000Schilling zur Förderungvon
Theater - und Musikaufführungen für Arbeiter und Angestellte 52,000 Schil - ¬

ling bekommt .Der Redner stellt fest ,dass hier ein Aufteilungsschlüssel
einvernehmlich festgesetzt ,nach der Zahl der Veranstaltungen undnach
der Zahl der Mitglieder der einzelnen Kunststelden crrechnet worden ist ,

unddass bisher keinerlei Rekriminationenüber die Verteilung erhobenwur¬
den .Wonninsbesondere die Subvention von 1ooo Schilling an die Freie
Typographie erwähnt worden sind ,so muasemir es dieser Vereintgungvon
Arbeitersängern sagen ,dass gerade sie auf einem ungemein künstlerischen

Niveau steht ( Zustimmungbei den Soz .dem .) ,und wir als Arbeiterpartei
652



7 sF .AIHAUSKORRESI
IV .Blatt

ONDEN
Herausgeberundverantw .Redakteur:
FRATIZXL . VERERIEDRICHWien ,a

uns freuen sollen ,dass diese Vereinigung im letzten Jahrefolgende
überauswertvolleAufführungenveranstaltcthat :Beethoven ,Neunte
Symphonie9 mal ,Mahler ,Achte Symphonie ,4 mal ,Haydn ,Schöpfung ,
6 mal ,Jahreszeiten ,1 mal ,Händel ,Alexanders fest ,2 mal ,davonim
Radio einmal ,Mendelsohn ,Erste Walburgisnacht ,5 mal ,davon imRadio

einmal ,Korda ,Stundeder Befreiung ,3 mal ,Knöchel ,EiserneWelt ,2mal .
Wasdie Anfragedes GR .Hölzlüber denVerkaufvonAltkleidernsnicht
der Feuerwehr ,sondern der Gemeindewache ,- betrifft ,so wurdendiese
alten Monturen ,weil sie nicht mehrgebrauchtwerden ,demWirtschaftaamt
überwiesen ,das sie verkauft hat .Bezüglich der von demselbenRedner
bemängeltenangeblichenverkapptenGehaltskürzungder Feuerwehrstellt
Redner fest ,dass die Fouerwehr eine so wührige umdie Interesse ihrer
Mitglieder so besorgte Interessenvertretung hat ,dass sich diese irgend
eine verkappte Beschrähkung ihrer Bezüge sicherlich nicht gefallen liesse .
Essind auchüberdie Dienstkleidungder FeuerwehrkeineBeschwerdenein¬
galaufen .Zu der Kritik des - selben Redners an der Kunstförderung der Ge¬
meindeverwaltung bemerkt der Redner ,dass es dieser hauptsächlich aufdie
künstlerische Leistung ankomme( Beifall bei den Soz .dem . ) ,ohne

Rücksicht auf die Konfession der Künstler .Auchdie
Bemängelungen der Einbu gerungen sind sicherlich übertrieben ,denn der

nationalsozialistische Vertreter nimmt Gelegenheit ,vor jeder Sitzung des
zuständigen Ausschusses die Heimatsrechtakte durchzuschen ,und wenner
berechtigteAnständezu erhebenhätte ,so hätte er sie sicherlichvorge¬
bracht .( Pebhafter Beifall bei den Soz .dem . )

Damitist dieSpezialdebatteüberdieVerwaltungsgruppeVIIbeendet .
für das Jehr 1931

Bei der Abstimmungwird derRtechnungsabschluss/genehmigt ,
die Berichte des Rechnungshofes und des Kontrollamtes werden zurKenntnis
genommen ,der Resululationsantrag Ulreich betreffend AbänderungdesBau¬
rechtsvertrages mit den Siedlern auf demWolfersbergwirdabgelehnt .

Hierauf wird in die Beratung über die Rechnungsabschlüsse
derstädt .Unternehmungenfür dasGeschäftsjahr1931eingegangen .

Berichterstatter ist Vizebürgermeister Emmerling .Esführt
bezüglich der Gaswerkeaus ,dass der Gasabsatz im abgelaufenenVerwaltungs-¬
jahr trotz der Wirtschaftskriseeine bemerkenswerteFestigkeit gezeigthat
die sich aus der weitgehenden Unentbehrlichkeit des Gases imWirtschafts¬
leben Wienserklären lässt .Die Gaserzougnngist gegenüber demVorjehre
umrund 9 Millionen Kubikmeter( . 81Prozent )gestiegen .DerKoksab- ¬
satz warbefriedigend ;auchbei denübrigenNebenproduktenbewegtesich
ger Absatzin demerwarteten Ausmass .DasGeschäftsjahr schliesst miteinem
Gebarungsüberschussvon265 . 000Schilling .Infolgeder vorzeitigenAbschre
bungenin Anwendungdes Investiticnen -BggünstigungsgesetzesimBetrage
vonrund . 5 .MillionenSchilling weist die BilanzeinenGebarungsabgang
von rund . 3Millionen aus .

Ueberdie städt ,Elektrizitätswerkeführt der Referentaus ,
dass im Berichtsjahr die Mengedes selbsterzeugten Stromes unddes
Fremdstrombezugesgegendas Vorjahr ,umrund21 MiiionenKilowattstunden
( . 7Prozent )geringer gewesen ist ,Von der Stromerzeugung waren 58 . 4%
Wasserkraftstrom ,11 . 6Prozent kalbrischer Herkunft .DerAnteil derInlands
kohlean der kalorischenErzeugungbeträgt31 . 3Prozent ,derAuslandskohle
10 . 3Prozent des gesamten Strombedarfes .Durch inländische Kraftwudlen
warensomit89 . 7Prozentdes Strombedarfesgegenüber73,3 ProzentimVorjahr
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gedeckt .Bas Gesamtunternehmen( WienerZentrale undUeberlandzentrale
19o0Ebenfurth )schliesst mit einem Gebarungsüberschuss vonrund Schilling .

Bei Berücksichtigungder vorzeitigen AbschreibungengemässdemInvestionen
Begünstigungengesetzbei der WienerZentrale und bei derUeberlandszen¬
trale im Gesamtbetrage von . 9Millionen Schilling und bei Berücksichtung
der Rücklage von 1 .9 Millionen Schilling bei der Wiener Zentrale ,beträgt
der gesamte Gebarungsabgang 14 . 3Millionen Schilling gegenüber 23 . 7
Millionen Schilling imVorjahre .

Vonden städtischen StrassenbahnenberichtetVizebrügermeister
Emmerling ,dass das Geschäftsjahr der Strassenbahnen durch einenweiteren
Rückgang der Frequenz gekennzeichnet ist .Die Personenbeförderung des
gesamtenBetriebes war um -27 . 2Millionen Fahrgäste ( . hProzent )ge- ¬
ringer als im Vorjahr ;die Wagennutzleistung ist um . . Millionen
Kilometer( . 3Prozent) gesunken .AufdenKopfder Bevölkerunggerech¬
net entfallen von Strassenbahn und Stadtbahn auf einen Einwohner durch¬
schnittlich rund 376 Fahrten im Jahr ,also um15 Fahrten oder um . 8Prozen
weniger als im Jahre 1930 .Der Fahrgästeausfall ist grösser ,als die

Strassenbahndirektion erwartet hat .Im Wirtschaftsplan waren dieEinnahmen
aus der Fersonenbeförderung ,bei Strassenbahn und Stadtbahn mit 133,2Millio
Schilling angenommen ,datsächlich sind jedoch nur 130 . 5Millionen Schilling
eingenommen worden .Der Durchschnittsfahrpreis ist von 22 . 9Groschen
auf 22 . 7Groschen zurückgegangen .Unter solchen Umständen waren die Stras¬
senbahnen zu neuerlichen Sparmassnahmen gezwungen .Diese haben es ermög¬
licht ,die gesamten Nettoausgaben pro Fahrgast des Strassenbahn -undStadt¬
bahnbetriebes von 24 . 7Groschen auf 24 . 01Groschen ( . 8Prozent ) herab¬
zusetzen .Trotz namhaften Ersparungen und der damti erreichten Senkung
der Gesamtausgabenum . 7Millionen Schillong ist dennochdasBetriebs¬
ergebnisblosum . . MillionenSchillingverbessertworden ,weilderEin¬
nahmenausfall . 9Millionen Schilling beträgt .

Beim Autobusbetrieb ist die Personenbeförderung um . 2Prozent
grösser gewesen als im Vorjahr ;die Einnahmen waren um 3 Prozent höher .
DurchökonomischeBetriebsführungist es gelungen ,denGebarungsabgang
wesentlich zu verringern .Es betrug im Jahre 1931 . 4Millionen Schilling
gegenüber . 9Millionen Schilling im Jahre 1930 und gegenüber . 8Millionen
Schilling im Jahre 1929 .

Die Bilanz der gesamtenUnternehmung( Strassenbahn ,Stadtbahn ,
Autobus) ergibt einen Gebarungsabgangvon . 9Millionen Schilling gegenübe
11 . 7Millionen Schilling im Vorjahre .Infolge vorzeitiger Abschreibungen
durch Anwendungdes Investitien - undBegünstigungsgesetzes im Betragevon

. 1MillionenSchilling ergibt sich ein Gebarungsabgangvon . 8Millionen
Schilling gegenüber rund 3 Millionen Schilling im Jahre 1930 .

Gleich wie in der gesamten übrigen Brauindustrie Oesterreichs
ist auch beim Brauhaus der Stadt Wien im Berichtsjahr der Bierabsatz zurück
gegangen .Die Erzeugung ist um rund 96 . 000Hektoliter ( 24 . 3Prozent ) ,
der Verkaufumrund74 . 000Hektoliter ( 20 . 3Prozent) geringergewesen
als im Vorjehr .Die Bilanz schliesst mit einemGebarungsüberschussvon
703. 000Schilling .DerGebarungsüberschussderLeichenbestattungsunternehmu
beträgt rund101 . 000Schilling ,der GebarungsüberschussderGewista
rund114 . 600Schilling .Diestädt .Unternehmungenhabenauchimabgelau¬
fenenVerwaltungsjahrbei ihren Aufträgenin erster Linie das Inlandberück¬
sichtigt und Aufträge an das Auslandnur im Falle derUnvermeidlichkeit
und mit besonderer Bewillggung vergeben .( Beifall bei den Soz .dem . )
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GR.Holaubek(chr. soz. )erinnertdaran ,dassdiestädtischenUn¬
ternehmungen ,diein ihrer Gesamtheitmit Ausnahmmder - wistaSchöpfungen
desVolksbürgermeistersLuegersind ,unterchritstlichsozialerVerwaltung
durchauseineaktiveGebarunghatten .DerchristlichsozialeKamumdiese
Unternehmungenwargleichzeitigein Kampfgegendie UeberwucherungdesAus¬
landskapitalsundmanmusssichsehrwundern,dassdieseUnternehmungen,die
als soziale Einrichtungender Kommunegedacht waren ,heute wiedernachrein
kapitalistischen Grundsätzenverwaltet werden . Nurdrei wenigerbedeutungsvoll
UnternhmungenhabenheuteeinenGebarungsüberschuss,es sinddasbezeich¬
nenderweisedie Unternehmungen,bei denenes sichumdenAlkoholundumdas
Sterbenhandelt .AlleanderenUnternehmungenhabenGebarungsabgänge,Arotzdes
weitausgrösserenBetriebsumfangesdenheutealle Unternehmungengegenüber
derchristlichsozialenZeithaben .BeiderStrassenbahnist eszweifellos
eine Quelledes Difizits ,dass der Tarif zu hochist ,soweit es sich umklei¬
nereStreckenhandelt .DerVorschlagauf EinführungdesZonentarifs ,denwir
wiederholtgemachthaben ,ist immerwiederabgelehntworden ,obwohlessicher
möglichwäre ,denKurzfahrernentgegenzukommen .EskönntedreierleiTarife
geben :einen 20 Groschentarif für eine einfache Fahrt ,einen26Groschentarif
für das einmaligeUmsteigenundeinen32 Groschentarif für das beliebigeUm¬
steigen,Allenthalben hört manauchKlagenüber die ausserordentlichlangen

Intervalle bei den Strassenbahnenundden ganzmiserablenVerkehr .Dazu
kommtnoch ,dass eine ganzeReihevonLinienein -oderumgestelltwordensind
Da ist es nicht zu verwundern ,wennin der Bevölkerung allerhand Witzeüber
die Strassenbahn kursieren .dowurde.unlängstderWitzgemacht:EinWachmannt

findet auf dem Gelese der gerLinie ,der zwei LeibeBrot mit¬
hat . AufdieFragedesWachmanns,waserdenndamache,antwortetderMann,
ich wartenur auf den9er Wagenunddamitich nicht verhungere ,habeich
mir die zwei Leibe Brot mitgenommen( Heiterkeit bei de .Chr .soz . )DerRedner
weist sodanndarauf hin ,dass auf der Stæassenbahnnicht wenigerals 21Mil¬
lionenArbeitslosefahren ,die garnichtszahlen .Dagegenist gewissnichts
einzuwenden .Abereine solche Begünstigungdürfte nichtausschliesslich
auff Kosten des Unternehmens,sie müsste zumindest teilweise auf Kosten der
VerwaltungsgruppeIII gehen .GR. Holaubekführt sodannBeshhwerdedarüber,das
die Vorauszahlungenfür GasundStromnochimmernicht zurückgezahltsind ,
obwohlsie in keinerWeisebegründetsind .AuchkeinGeschäftsmannkannsich
von seinemKundenetwas vorausbezahlenlassen . DieGrundgebühren sindnichts
anderes als eine fungierte Erhöhungder Strompreiseundsie müssenendlich
aufgehobenwerden .Sehr zu beklagenvomStandpunktdes Arbeiters ist auch
die übermässigeRationalisierung in den Gas -undEwerkenzumaldieseJunso¬
zialen Methodenin keiner Weise den Gebarungsabganggünstig beeinflusst
haben .Schliesslichverweistder Rednerdarauf ,dassdie KostenfürBetriebs¬der Ueberlandzentralematerialien um512 . 000Schilling höhersind als imVorjahre ,wassichdaraus
erklärt ,dass die Kohleviel zu teuer bezahlt wird .Er erklärt dassseine
ParteidenvorgelegtenBerichtenderstädtischenUnternehmungennichtzuatin

men könne ( Lebh .Beifall b . . Chr .soz . )

GR .Pichler( natsde . )bemerkt ,die Sozialdemokraten ,die sichbei
ihrenMisserfolgenimmeraufdie VerschlechterungderwirtschaftlichenLage
berufen ,tragenandieserVerschlechterungdurchihre verfehdteGesamtpoli¬
tik selbst schuld .Die massgebendenGemeindevertreterderSozialdemokraten
habenja auchSitz undStimmeimHausder WeisenamRind/des12 .November,
wosie bewiesen habendass sie durchwuskein Verständnisfür eineBesserung
der wirtschaftlichenVerhältnissehaben,jadiese infolgeihrerjüdischen,
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verjudetan und grosskapitalistischen Einstellung yollen
Ihr Sozialismus bedeutet nur ,dass der wirtschaftliche Vorteil desEinzelnen
auf Kosten der Gesamtheit gesichert werden soll ,entgegen unserem Grund¬

satz :Gemeinnutz geht vor Eigennutz . Wirsind Ihnen auch sehr dankbar ,dass

Sie sich in Ihren Berichten auf die Creditanstaltsaffäre berufen .Sie haben

ja selbst nichts dazubeigetragen ,ihn zu verhinderh ,undSie sinddaher
mitschuldig daran ,dass durch diesen Zusammenbruchunser ganzes Volk
ausgeplündert wurde .Der Redner befasst sich sodann mit demRechnungsab¬
schluss der städtischen Unternehmungen und weist darauf hin ,dass 6 städ - ¬

tische UnternehmungenBankguthabenvon über 36 Millionen haben .Wasver¬
anlasst die Sozialdemokraten bei den von ihnen manchmaldochangegriffenen
grosskapitalistischen Banken einen so horrenden Betrag zu hinterlegen und

welche Banken sind das ?Bei der Postsparkasse haben die städtischen Unter¬

nehmungenzumBeis piel nur Guthabungenvon 569 . 000Schilling und inder
Zentralsparkasse hatte die Strassenbahn Ende 1931 nur 62 . 000Schilling
liegen . Diesegrosse ,Bankguthabungenzeigen ,dass dieSozialdemokraten
sehr viel Verständnis für die Bankdirektoren haben ,die sie angeblich immer
so bekämpfen .Der Redner wünscht ferner Aufklärung ,warumdie Länderbank

noch immer den Gaskoks - verkauf 'in der Hand hat und warumihn die Gemeinde
nicht selbst durchführt . DerRechnungshofbericht spricht von einer sorg¬
fältigen Bargeldgebarung .Wir zweifeln daran nicht ,so weit es sich umBea
amteteAngestellte des E Werkeshandelt .Es ist uns aber zu Ohrengekommen,
dass seinerzeit ein Kassenvorssanddes E Werkesplötzlich enthobenwur- de.

Wir wünschenAufklärungdarüber . /Was für uneinbringliche For¬
derungen von 30 . 000Schilling handelt es sich weiter in der Gewinn -und
Berlustrechnung der E Werke ?Wirwollen hoffen ,dass das - ichtlauter
jüdische Konkurslersind . Beiden Grundgebührenfür Stromzahlen dieweniger
Begüterten darauf ,währenddie Reichen ein gutes Geschäft machen .Somuss
zum Beispiel ein kleiner Schneider in einer Wohnung ,die aus Zimmer undKüch
besteht ,für die Beleuchtungund zwei elektrische Bügeleisen S ' 25zahlen ,
der Inhaber einer Vierzimmerwohnung bezahlt aber nur 90 Groschen .Oder

in einem Hause in der Schweglerstrasse zahlt eine arme Frau bei einem
Stromverbrauchvon2 KilowattstundenohneKrisenzuschlagS ' 14und90
Groschen Grundgebühr .Das sind 78 Prezent des Strompreises .Im gleichen Haus

wohnt ein Mieter ,der sich einen Stromberbrauch von 1ol Kilowattstunden

leistet ,dafür S57 ' 57und auch nur eine Grundgebührvon 90 Groschen ,dasist
etwa nur 1 Prozent bezahlt . Wobleibt da Ihr Sozialismus und dieBesteuerung
der Reichen ?MachenSie doch die Grundgebührvon der Wohnungsgrösseabhängig
Das wäre weit gerechter .Uns interessiert weiter ,was mit demZillingdorfer
Bergwerk geschehen ist .In einer Besprechung der städtischen Leichenbestattu :
wünscht der Redner ,dass die Leichenbestattung nicht von einem Juden gelei¬

tet wird . Hinsichtlich der Strassenbahn spricht er den Wunsch aus ,dass der

Anregungdes Rechnungshofes ,es mögeauch am Personalaufwand derStrassenbah
nen gespart werden ,nicht Folge gegebenwerde. . Ererinnert ferner daran ,
dass er im Ausschuss dem Vizedirektor der Strassenbahnen gebeten habe ,seine

Eindrücke über die jüngst erfolgten Strassenbahnerwahlen bekanntzugeben .
Dass sich dieser aber als dazu nicht befugt erklärt habe .Vielleicht könnte
heute darüber Vizebgm .Emmerling einiges sagen .Wir haben schon im Juli dihees
Jahres ,also lange vor den Strassenbahnerwahlen ,einenDringlichkeitsantrag
eingebbacht ,indem wir ? Bürgermeister die Abstelllungder Unzukömmlich - ¬

keiten ,die sich damals schon ereignet hatten ,verlangten ,Man hört auch noch
immer daven ,dass unbezahlte Urlaubstage bei den Strassenbahnen kommandiert
werrde . ,während erwünschte Pensionierungen nicht vorgenommen werden .Schlie
lich verlangt der Redner ,dass jetzt vor dem Winter den Anträgen der Natio¬
nalsozialisten betreffend der Strom - undGaspreisermäs sigung für Arbeits¬

lose und bezüglich der Aufhebungder Grundgebührentsprochen werde .( Beifallb .d .Nat . soz . ) .
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GR .Prinke ( christl .soz . )weist darauf hin ,dass auch
die städt .Unternehmungendankder VerwaltungskunstderSozialdemokraten
zumgrossen Teil schwer notleidend geworden sind .DieStrassenbahnen
habeneinenAbgangvon8 MillionenSchilling .EQist um . 8Millionen
geringer als im Jahre 1930 .Wennmanaber berücksichtigt ,dassbeim
Personalerfordernisgegenüber1930allein . 8MillionenSchillinger -¬

spart wurden ,so ergibt sich daraus ,dass das Defizit im Wirklich¬

keit imVergleich zumJahre 1930um1 MillionenSchillunggrösserist .
Die ungehreurenOpferdes Personals ,eine 25 Prozentige Kürzungder
Sonderzulagen ,eine 3 Prozentige ErhöhungdesFensionsbeitrages ,
unbezahlte Urlaubstage ,Intensivierung des Dienstes ,Rationalisierung
des Betriebs ,. s .w .ermöglichteneine günstigereGebarungundtrotz
dieser Opferist das Unternehmenschwernotleidendgeworden .Esrächt
sich hier eben das System ,das die Sozialdomokraten bei diesem Betrieb
eingeführt haben .Die städt .Pensionskasseschuldetden Strassenbahnen

. 4MillieenSchilling .DieStrassenbahnerhattenihr eigenesPensions-¬
institut ,das bis zur Uebernahmeder VerwaltungdurchdieSozialdemokrate
aktiv war .Diese haben die Fensionskasse der städt .Strassenbahnen
zugrunde gerichtet ,indem sie ihr andere städt .Bedienstete ,die keine
Beiträgeffür die Bensionsversicherungbezahlten ,zugeführthaben.
DerRechnungshoferklärt ,dasseineSanierungdieserKasseerfolgenmuss,
um die Belastung von dem Betrieb der Strassenbahnen abzuwälzen .Diese
unbedingtnotwendigeSanierungdarf abernicht auf KostendesPersonales
gehen ,denndieses hat schongenugOpferauf sich genommen .SeineArbeit
leistung wurdeungeheurgesteigert undtrotzdemkannmanheute inWien
kaummehrvoneinemgeregeltengrossstädtischenStrassenbahnverkehr
sprechen .DerFrequenzrückgang ,der als die Hauptursachehingestellt wird
ist auchdarinbegründet ,dassebenviele Leutedie Strassenbahnnicht
in Anspruchnehmenund lieber zu Fussgehen .

Der Redner kommt nun auf die s bei den städt .Strassen - ¬

bahnenzu sprechen .Am17 .Novemberhat die Arbeiterzeitung ingrossen
Lettern in die ganze Welt den Sieg des freien Gewerkschaftsverbandeshina
posaunt .Wennmandas Resultat betrachtet ,könntemanwirklichderMeinur
sein ,dassdie Nichtsozialdemokratenunter denStrassenbahnerneine
verschwindendeMinderheitdarstellen .Wennwir aber näheruntersuchen,
wiediese Wahlengemachtwerden ,wirduns das Resultat erstverständlich .
Vorallemwurdenin denJahren1922bis 1928fast durchwegsSozial-¬

demokratische Vertrauenspersonen aus den Privatbetrieben zu denStrassen¬
bahnen übernommen ,umsie in einer festen Anstellung zu versorgen .Im
Jahre1931wurdenmehrals 700Personenbei denStrassenbahnenpensionier
die zumgrossen Teil Nicht - Sozialdemokratenwaren .Dienichtsozial¬
demokratischenStrassenbahnerwerdenaufentlegeneBahnhöfetransferiert ,
bei der Bewilligungder freien Tagehintangesetzt ,wennsie sich umeine
Gemeindewohnungbewerben,wirdihnenerklärt ,nurwennsie Mitgliedder
freien Gewerkschaft und der politischen soz .dem .Organisation sind ,
könnensie eine Wohnungin denGemeindehäusernbekemmen.Dazukommt
noch ,dass die Sozialdemokraten ,die Vorkämpfer desallgemeinen

undgleichenWahlrechtes ,denstädt .StrassenbahnerndasgleicheWahl¬
recht genommenhaben .( Zustimmungbei den Christl .soz . )DieWahlordnu
für die StrassenbahnerenthälteineBestimmung,dasszurWahlStimmzettel657
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zulässig sind ,die den Stampiglienaufdruck der einzelnen Gewerkschaften
tragen .Wenn nun die Wahl kommt ,beginnt das Spiessrutenlaufen .Bei jedem
Wagen ,der auf einem Bahnhof ankommt ,wird das fersonal aufgefangen ,sind
die sozialdemokratischen Vertrauenspersonen mit ihren Stampiglien aufge¬

stellt .AmWahltag zeigt sich das selbe Bild .Unter diesem Druckgehen
die Leute zu den Wahlen und man darf sich dann nicht wundern ,wenn der

Einzelne in seiner seelischen Verzweiflung dem Druck nachgibt undden
Stimmzettel für die Freie Gewerkschaft abgibt .Auch der Unfugdes

fragens .von politischen Abzeichenim Dienste hat noch nichtaufgehört .
Esist der gemeinsteGesinnungsterror ,der an denstädt .Strassenbahnern
geübt wird .( Lebhafte Zustimmung bei den Crhistl .soz . )Imstädt .
Elektrizitätswerk ,im städt .Gaswerksind genau die selbenVerhältnisse
zu konstatieren .Trotzdem das Antiterrorgesetz es aus drücklich ver¬
bietet ,werden im Elektrizitäts -und GaswerkBeitrage für die freien
Gewerkschaften,für die soz .dem ,politische Partei ,für denSchutzbund,
und für die kulturellen Grganisationen noch immer von den Löhnen abge¬

zogen :Den Nichtsozialdemokraten wird es unmöglich gemacht ,ihre Ge¬
sinnung frei zu bekunden .Tun sie es dennoch ,so werden sie zu den

hafniedrigsten Arbeiten verwendet .In den städt .Betrieben eben
nicht der amtsführende Stadtrat ,haben nicht die verantwortlichen Beamten
das entscheidende Wort ,sondern in erster Linme diktiert der sozialdemo - ¬
kratische Vertrauensmann .Am12 .Novemberkonnte man wieder beobachten ,
dass die Gebäude der städt .Unternehmungen ,die der Allgemeinheit dienen

sellen ,nicht mit den Farben der Stadt oder der Republik Oesterredkh ,
sondern mit der roten Farbe des Sozialismus geschmückt waren .

Die städt .Leichebstattung macht glänzende Profike ;dieser
BetriebdientnichtderAllgemeinheit ,sondernsein Bestrebenistnur
darauf gerichtet ,aus der BevölkerungProfite herauszuschinden .Statt
dass die Prøispolitik der Wirtschaft angepasst würde ,wird auchdieses
Unternehmengenauso wie die anderenstädt .Unternehmungennachstreng

kapitalistischen Grundsätzen geführt .Hauptbedingung ist die Ausbeutung
der Arbeitskraft ,der Leitspruchist die AusbeutungderBevölkerung.
An demZusammenbruchmancher städt .Unternehmungenund Betriebe ist Ihr
Systemschuld ,ist schuld der Zusammebruchder marxistischenLehre .
Soweitstädt .UnternehmungenundBetriebepassivsind ,habensiedies
Ihrer Verwaltungzu verdanken ,soweitsie aktiv sind ,Ihrerkapitalisti -¬
schen Führung ,Mit dem Sterben der Wirtschaft in Wien ,mit demZusammen¬
bruch einzelner städt .UnternehmungenundBetriebe ist auch IhrPartei¬
digmazusammengebrochen .Die Bevölkerungwird nicht trauernd an derBahre
stehen ,sondern sie wird aus Ihrem Zusammebruch neue Kraft schöpfen ,
um Ihre Misswirtschaft auszurotten .Wir werden dafür sorgen ,dass Ihnen
das Sterben leicht wird .Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Dr .Riehl ( nat .soz . )bemerkt ,es wäre lächerlich zu
behaupten ,dass die WirtschaftslagevenWieneineFelgederschlechter
Verwaltungder derzeitigen Mehrheitwäre .Aberich behaupte ,dassdas ,
was Sie sich in der Verwaltung leisten ,doch eine Spezialität ist .Wenn
wir vomrein kaufmännischen Standpunkt aus die ' ührungdereinzelnen
Unternehmungenbetrachten ,so müssenwir . B .bei denStrassenbahnen
feststellen ,dass jede Anpassung der Verkehrsverhältnisse an die Bedürfniss

der Bevölkerungfehlt .DieIntervalle bei der Strassenbahnwerdenderart
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verlängert ,dass kein Menschmehrmit der Strassenbahnfährt .Andem
Frequenzrückgangist auch Ihr starres Festhalten an derTarifpolitik
vielfachschuld .Ichbehauptenicht ,dassder32Groschen- Tariffür
weiteStreckenoderfür Umsteigstreckenzu hochwäre ,aberesmüsste
dochfür kleineundkleinereStreckenkeinso hoherTarifangewendet
werden .IhreEinwendungengegendenZonentarifsindganzfalsch .
WennsichbeimAutobusbetriebderZonentarifbis heutebewährt ,warum
soll er sich nicht bei der Strassenbahnbewähren ?DerHednerkommt
dannaufdiePersenalpelitikindenstädt .Unternehmungenzusprechen
underklärt ,dasser es nurals Wichtigtuereibezeichnenkönne ,wenn
VertrauensmännermitderStillegungdesBetriebesdrohen,wenneinpaar

Hakenkreuzezu Bodenfalle Auf den Sieg bei den letzten Strassenbahner -¬
wahlenbrauchenSie sich nicht viel einbilden .Beider Aufnahmevon
BedienstetenerfolgteinestrengeSiebung ,dawirdverlangt ,dassder
BetreffendezweiJahrebeidersozialdemckrattschenParteiorganisiert
sein muss ,da wirdder Religionsausfritt verlangt undMitgliedskarten
vomSchutzbund,vendenKinderfreunden,. . w.WirdderBetreffendedann
aufgenemmen,wirderdannimBetriebderartgegängelt,dasser ausder
rotenAtmesphäregarnichtherauskemmt.LiestaberdannwirklicheinereineZeitungeineranderenRichtung ,dannbedeutetdiesseinenwirtschaft¬
lichenTed .WennBürgermeisterSeitz stelz behauptethat ,er duldekeinen
Terrer,sowirddiesesstolzeWertinderPraxisabsolutnichteingehalten
DadiktierendieVertrauensmänner,dieSchergendesDienstgebers,dieEinpeitscherdesUnternehmens.WährendbeidenBundesbahneneskeine
Terrorfällegibt ,diezuPrezessenAnlassgeben,sesindsiebeiden
Wienerstädt .Strassenbahnenumsohäufiger.SghonGR.Prinkehatdie
verschiedenen Mittel von Zuckerbrot und Peitsche angeführt ,die Sie anwen¬
den ,umdie Bediensteten kirre zu machen .Da haben Sie die berühmteA
Klasse geschaffen ;dlie finanziell sehr bedeutsamist ,eine sehrschöne
Einrichtung .Sie ist aber bei Ihneausschliesslicheinpolitisches
Zuckerl geworden,nicht für brave Dienste bei der Strassenbahn ,sondern
für brave Dienste bei der politischen sozialdemokratischen Partei .Das
ist das Grauslichedaran .Wirhabenin der ganzenOrganisationderStras¬
senbahner ,einer nicht marxistischenOrganisationnur einen einzigen ,der
die AKlassehat ,obwohldort sehr viele ältere Bediensteteundsolchesind ,
die xBelobungen haben . Esist richtig ,heute ist es Ihnen nicht mehrso
möglich ,die LeutevoneinemStrassenbahnhofzumanderenzuversetzen .
Solangees Ihnenmöglichwar ,habenSiechristlicheundnationaleBe¬
diensteversetzt ,nurumsie zusekierenundkirrezumachen.Siehaben
n früherer Zeit eine ganzeReihevonMittel versucht ,umdieEntlassung
und Disziplinierung von Leuten durchzuführen .Dort ,wo die Lirektion einge¬
griffen hat ,konnte mansich vor demGewerbegerichtdagegenwehren .Nun
sind aber in der letzten Zeit gewerbegerichtlicheEntscheideerflossen ,
wonachdann,wenndas Disziplinarkomnegium,also die sogenantenKollegen,
in Wirklichkeitaber die ärgstenFeinde ,weil sie die radikalstenAnhänger
der entgegengesetzten politischen Partei sind ,eine Entscheidung trifft ,
diese Entscheidung vom Gericht nicht überprüft werden darf .Darausklug
geworden ,schleppt man jetzt jeden ,den man loswerden will ,vor die Liszi¬
plinatbehörde .Manschickt zumBeispiel eigene Lockspitzel aus ,umMo¬
torführer ,die manhinaus bringenwill ,dazuzuveranlassen ,imDienstezu
sprechen .Ein Disziplinarverfahren wird angehängt ,kommtes zweimalvor ,
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ist der Mannereldigt .Da ist ein Strassenbahner -es ist gewissungehörig¬
nach seinem Dienst in ein Wirtshaus gegangen und hat dann einen leeren
Wagen ,der ihm entgegengekommen ist ,aufgehalten .Dass man diesen Mannvor
die Disziplinarbehörde sc leift und ihn dort mit Entlassung straft ,einen
Menschen ,der 18 Dienstjahre und 2 Kinder zu erhaltenhat ,das ist nicht
mehr Wahrung der Dienstesinteressen .Ich habe keine Ursache ,die Strassen¬
bahner ,die sich seinerzeit für die Heimwehrbegeistert haben ,zuvertreten
AberGerechtigkeit für alle .Jedem ,der den Heimwehrhutgetragen odersich
an Heimwehrdemonstrationen beteiligt hat ,hat man etwas angehängt .Dahat

Bürgermeister Seitz gesagt ,unter seinem Regime gibt es keinen Terror .

Entweder lässt sich der Bürgermeister zu einer so schönenrhetorischen
Wendunghinreissen ,um solche Marquis Posaansprachen zu halten ,ohnesie
dann einhalten zu können oder man müsste den viel traurigeran Schluss

ziehen ,dass das so eine Art Komödiantenspiel war ( Lebh .Beifall bei den
Nat . soz . )Undnoch einen Fall ,der einen unser en besten Leute ,einenwirklich
ganz idealen Menschen betrifft ,den Strassenbahner Graf .Jemand ,der nur
den Mut hat,sich als Spitzenkandidat auf der Strassenbahnerliste aufzu¬

stellen ,muss imponieren .Das ist eine moralische Grösse ,die von keinem

uhter uns erreicht wird ,weil wir keiner so viel ris kieren . DerMann wurde

sogar in seiner Wohnung angestenkert .Die Frau ,die herzleidend ist ,wird

schikaniert ,ausserdem hat man demMannvor den Wahlenein
Disziplinarverfahren angehämgt und ihn immerwieder vorgeladen ,umihn
kirre zu machen .vielleicht dass ,wennschonnicht ihm ,seine Frauder
Herz schlag trifft .Das ist eine so bestialische Grausamkeit ,dassalles
das,was Sie manchmalan hohenmarxistischen Feiertagen ,an den zweilangen
Tagen ,die Sie eingeführt haben ,am . Maiund 12 .NovembervonUnterdrük¬
kungen früherer Zeiten erzählen ,ein Kinderspiel dagegen ist .Sie habendem
Mann zuerst 50 Einheiten gestrichen ,dann wurde die Strafe zurückgezo¬
gen und ein Disziplinarverfahren eingeleitet ,umnicht die Kompetenzdes
Gewerbegerichtes zu haben ,dann ist man draufgekommen ,es ist doch nicht

möglich ,den Mann zu pensionieren uder gar zu entlassen ,und hat ihmdurch
6 Monate einen 5prozentigen Abzug angehämgt .Es gibt eine ganze Reihe ähnli¬

cher Fälle .Da hat man einen anderen Mann Watzek der Kanzleischreiber durch
8 Jahre war zum Wächter versetzt .Der Mann mass unter grossen politischen
Opfern seine politische Gesinnung bezahlen .Jüngst ist ein anderer ,Josef
Grossmann ,auf dieselbe Art hinaus expediert worden .Wir stellen in diesem
Zusammenhangfolgende 2 Anträge :Der Bürgermeister wird aufgefordert ,zu
veranlassen ,dass der bei den städtischen Strassenbahen gegen alle nicht
sozialdemokratisch gesinnten Angestellten herrschende Terror sofort abge¬

stellt und alle aus politischen Gründen erfolgten Massregelungen nicht so¬
zialdemokratischer Angestellter rückgängig gemacht werden ; ferner eine so¬

fortige strenge Untersuchung anzuordnen ,über die anlässlich der am16 .
November stattgefundenen Personalvertretungswahlen bei denstädtischen
Strassenbahnen vorgekommenenWahlbeeinflussungen und schwerenUnzukümmlich¬

keiten .
GR .Dr .Riehl bemerkt ,dass er obwohl die Nationalso¬

zialisten erst kurze Zeit dem Gemeinderat angehören ,mit voller Objektivi - ¬
660



RATHAUSKORRESPONDENZ

XII .Blatt
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICH

Wien ,am

tät die Rechnungsabschlüsseund die Berichte der städtischen Unternehmung
behandle ,da das Dinge sind ,die zum Wohle der Bevölkerung geschaf fen wur¬
den und von denen Parteipolitik ferngehalten werden soll .ZumBeispeil
gibt die Verwaltung des städtischen Brauhauses keinen Anlass zur Beschwerde .
Allerdings muss man der Mehrheit ,die immer erklärt ,die Sozialdemokraten

haben Licht ,Luft und Sonne der Wiener Bevölkerung ge racht ,vorhal¬
ten ,dass nicht sie diese Unternehmunggeschaffenhabe ,wie ja fast alle
wichtigen Institutionen der Stadt aus der Aere Dr .Luegers stammen .Aber
wir stehen nicht an zu erklären ,dass das Brauhaus über eine gute Tradi¬
tion verfügt ,die sich seither aucherhalten hat . Eswärenur zuhoffen ,
dass eine Verschlechterung ,die in der letzten Zeit bemerkt werden konnte ,
nicht Fortschritte macht .Auch der Rechnungsabschluss der Leichenbestatung
könnte,wenn manbloss die kommerzfelle Seite betrachtet ,ganz hübschge¬
nannt werden ,Aber eine städtische Leichenbestatung eignet sich nicht dum

Geschäftemachen .Wennein solches UnternehmenüberhaupteineBerechtigung
so überhaupt nur die ,dass sie den Aermsten der Armen zugute kommen soll .

Dannmüsstemanaber auchdie GebührendenVerhältnissenso anpassen ,dass
daraus kein Geschäft resultiert . Eswäre auch wünschenswert ,dass von demDi¬
pektor angefangen bis zu dem letzten Angestellten eine der beden - ¬
ständigen Bevölkerung mehr angepasste Gestion in dem ganzen Betriebe platz¬
greifen würde .Unsere Bevölkerung ist in ihrer ungeheuren Mehrheit christ¬

diefenigenlichen Bekenntnisses und sie wünsche ,dassauch die ihre Liebsten
zu Grabe tragen Menschen sein ,die nicht mit dem Parteibuch nachweisen

müssen ,dass sie konfessionslos sind ,Dass ist gerade bei diesemBetreib
amallerwenigstenamPlatze . Wirwünschen ,dass die bei Bestattungennotwen¬
dige Pietät nicht durch ein sozusagen gewerkschaftliches Verhalten ver¬
letzt wird .

Zusammenfassenderklärt Dr. Riehl ,wasgut ist an denstädtischen
Unternehmungen hat die Mehrheit nicht geschaffen .Was schlecht ist und was

schlechter gewordenist ,das hat sie gleistet .WennSie sich immerhinter
dengrossenParavantsverstecken ,dass sei die Weltkrise .so gehtdas
häufig ins Leære ,denn deutsche Städte haben trotz der Krise mit einer
gewissenAnpassungan die Notwendigkeitender Zeit es trotzdemzustande
gebracht ,ihre Unternehmungen auf der Höhe zu erhalten .Die Wahlen in die
Personalvertretungsind ein KabinettstücksozialdemokratischerAuffassung
von der Freiheit ,wie Sie sie meinen . Wirwerdendiese Wahlen ,die wiran
und für sich anfechten und deren Ungültigkeit wir entschiedenst behaupten ,
nicht ruhig hinnehmen . Wirwerden sie der ganzen Bevölkerung vorführen
als ein Zeichen ,wie die sogenannte Demokratie aussicht ,wenn sie von
Ihnen gehandhabt wird .Dass ist keine Demokratie ,sondern nur eine Verschlei¬
erung einer nackten Diktatur ,es ist das nackteste Terror ,der zuverhüllen
gesuchtwird ,durcheineschleimigeHeuchelei. ( Lebh.Beifall. .Nat. soz?)661
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Vizebürgermeister Emmerling erinnert gegenüber denBe- ¬
hauptungen ,dass die städt .Unternehmungennach kapitalistischen Metho¬
den geführt werden ,daran ,dass diese Unternehmungen auf der Selbst¬

kestendeckung aufgebaut sindund dass es keine kapitalistische Methode
ist ,die Selbstkostendeckung zur Grundlage des Geschäftes zu machen .

Unter Lueger mussten die städt .Unternehmungen mehr als 30Millienen
Gondkrenen an die Honeitsverwaltung abliefern ,aber nicht aus Ueber¬

schüssen ,die sich ergeben haben ,sondern diese Ueberschüsse mussten
in die Tærife einkalkuliert werden .Das System der Selbstkesten - ¬
deckung drückt sich in den Tar ifen aus .Man zeige uns eine Stadt ,die
einen so niedrigen Gastarif ,einen so niedrigen Stromtarif ,einen so
sozialen Strassenbahntarif hat ! Wenngesagt wurde ,dass alle Unter¬
nehmungen mit ungeheuren Abgängen abschliessen ,so ist ausdrücklich
festzustellen ,dass alle Unternehmungenmit AusnahmederStrassenbahnen
Ueberschüsse haben . Berücksichtigman die Abschreibungen und
Rücklagen ,so gewinnt man ein anderes Bild von den Stand der städt .Unter

nehmungen .Hätten die städt .Strassenbahnen im Jahre 1913 » lcheRück¬
lagen gemacht ,wie wir sie in dieser schweren Zeit machen ,sohätten
sie statt eines Gewinnesvon . 2Millionen GoldkroneneinenVerlust
von . 2 .Millionen ausweisen müssen .Zu der Bemäggelung der Voraus - ¬
zahlungen ist zu bemerken ,dass ,wenn man sie den Unternehmungenwegnehme :
würde ,manihnenein Betriebskapital ,das zu verzinsenwäre ,zurVerfügun
stellen müsste .Auchfrüher bestanden bei den Untern ehmungensolcheVer- ¬
aus zahlungen ,nur hiessen sie damals Kautionen .Im Uebrigen gibt esauch
beimTelefonsolcheVerauszahlungen.EswurdenauchdieGrundgebühren
beim Gas - undStrombezug bemängelt und mit den Arbeitslosen in Zusammen¬

hang gebracht .Eine Fürsorge ,die sich in einem Betrag von . 7Groschen
pre Tag ausdrückt ,ist ein Fennzeichnendes Beispiel ven

Demagogie .( Beifall bei den Soz ,dem . )Rednerstellt ausdrücklichfe
dass in denstädt .Unternehmungenkeinerlei AbzügevomLohnederGehalt
für Parteizweckevorgenommenwerden .WennsolcheSachenberichtet

werden ,se ist dies falsch .Bei der Kritik der städt .
Strassenbahnenwurdenicht berücksichtigt ,dass der Abgangnurunter
Anrechnungder Investitiensbeträge zu erklären ist .Ps wurdeauchdies - ¬
mal die Finführung des Sonentarifes verlangt ,wennsie auch keinesolche
Rolle gespielt hat ,wie in den früheren Jahren .( Widerspruchbeiden
Christl .scz . )Wennmanbedenkt ,dass wir für Kinderkarten nur 6Grosch
verlangen ,dass wirWocher - und Rückfahrkarten eingeführt haben
woder durchschnittliche Fanrpreis nicht ganz 16 Groschenausmacht ,und
wenn man schliesslich das Verkehrsnetz von Wien in Betracht zieht ,
so muss man zu der Ueberzeugung kommen ,dass ein Zenentarif nicht möglich

ist .
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HerrGR.HolaubeckhatinseinenAusführungeneineeinzige
Linie ,die 9 er Linieherausgegriffen .DieIntervalle sind dort 5bis
8 Minuten ,längeregibt es nicht .Wennhier vondenletztenStrassen-¬
bahnerwahlengesprochenwordenist ,so kannich nur erklären ,dasssie
Sache des fersonales sind und wir darauf keinen Einfluss nehmen .(Zu¬
rufebei derMinderheit: DiereinsteUnschuld! ) Wasdiestädt .
Leichehbestattunganbelangt ,so ist festzustellen ,dass sie imschärf -¬
sten Wettbewerbmit denprivatenLeichenbestattungensteht .Wirhaben
imletztenJahreallein1572Gratisleichengehabt ,eineBelastung ,die
dieprivatenLeichenbestattungennichthaben.ZudenAusführungen
desGR.Dr .RiehlsagtderRedner,dassesnochkeineZeitunggegeben
hat ,diesofix warwiedieDötz ,denndiesehatdieheutigeRede
desHerrnDr .Riehlschongesterngebracht .(Heiterkeitbeiden
Soz .dem . )SchliesslichverweistVizebürgermeisterEmmerlingaufdie
NotderdeutschenStädte ,die alle ihre Unternehmangenabgebenmüssen,
umzuGeldzukommen,dasie unterderdrückendenSchuldenlastimmer
mehrversinken .HerrGR .PrinkehatunseineGrabredegehalten;
Ichkannnurdaraufsagen,wemmandenTodredet ,derlebtlange.
( Beifall bei den Sez .dem. )

DieRechnungsabschlüssederstädt .Unternehmungenwerden
genehmigt,dieAnträgeDr .Riehlabgelehnt.

Bgm .Seitz spricht sodannanlässlich derVerabschiedung
derRechnungsatschlüssedemRechnungshef,demKontrollamt,dendortund
inderVerwaltungmitdenRechnungsabschlüssenbefasstenBeamtendenDankdesGemeinderatesaus( Lebh .Beifall ).

Bgm .Seitz : Esist denMitgliederndesGemeinderatesbekannt,
dassSTR.BreitneraufseineFunktionalsMitglieddesStadtsenatesund
alsamtsführenderStadtratverzichtetunddasserdenWunschausgesprochen
hat ,esmögedieserVerzichtzurKenntnisgenommenwerdenanlässlichder
BeendigungderDebatteüberdenRechnungsabschluss,denerhiernoah
zuvertretenfürseinePflichterachtethat .IchnehmediesenVerzichtdesHerrnSTRBreitnerzurKenntnisundsagekeinWortmehr ;als :
wirdankenihmfürseinemehrals einJahrzehntlangeArbeiti .Dienste
derGemeindeWien.(StürmischeranhaltenderBeifallundHandeklatschenbei denSozialdemokraten ) .

EswirdhieraufzumStadtratundzumamtsführendenStadtrat
derVerwaltungsgruppeII GemeinderatDr .RobertDanneberggewählt.(Stür-¬
mischerPeifall undHandeklatschenbei denSozialdemokraten).

Aufdie FrægedesBürgermeisterserklärtDr .Dannebergdie
Wahlanzunehmen.

Dr .Dannebergleistet sodanndasGelöbnis.
Währenddes Gelöbnisaktesentfernen sich dienatsoz . Ge¬

meinderätevonihrenSitzenundbegebensichin denrückwärtigenTeil
desSitzungssaales .

Bgm .Seitz begrüsstStadtrat Dannebergin seiner neuenFunk¬
tionaufdasHerzlichste(LebhafteranhaldenderBeifallb .d .Sozialdemokraten).

GR. Hiessreferiert hierauf über Subventionenan dieFeuer¬
wehrenNassraldundLiesingimPetragevonje100Schilling,andieGemeinde
St .AndräanderTraisenfür dieWiederherstaellungdesTraisenwegesim
Betragevon200SchillingandenOrtsschulratderGemeindeYbbs. .D.
zurDurchführungeinerWinteraktionfürbedürftigeundunterernährte
SchulkinderimPetragevon50SchillingundüberdieZuerekannungeines663
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Ehrenpreises von 500 Schilling an die Vereinigung bildenden Künstlerinnen
Oesterreich .

GR. Gratzenberger ( nat . soz . )beantragt ,die Subvention an

die GemeineYbbsauf 200S zu erhöhen( Peifall bei denNat. soz . )
Referent Hiess spricht sich gegendiese Erhöhungaus ,dadie

GemeindeYbbsselbst nur einen Betrag von 50 Schilling beanspruchthat .
Der Referentenantrag wird angenommen ,der AntragGratzenberg

abgelehnt .
GR .Jalkotzy ( soz .dem . )referiert über den Antrag : dieWahl¬

periode der derzeitigen Fürsorgeinstitute wird bis 31 . Mai1933verlängert .
Die derzeitigen Fürsorgeräte und - Funktionäre behalten ihr Amt bis zum
Amtsantritt der neugewählten Fürsorgeräte und - Funktionäre .Er führt dazu
aus ; DieWahlperiodeder im Jahre 1927gewähltenFürsorgeräte läuft am31 .
Dezemberd .J .ab .unddie Bezirksvertretungenwerdenverpflichtet ,dieNeuwahl
vorzunehmen .Es handelt sich um ca 6600 Fürsorgräte ,die neue zu wählen wäre
Nun sind die Fürsorgeinstitute mit den wichtigsten Vorarbeiten für de Win - ¬

terhilfe ausserordentlich beschäftigt und auch die sehr gesteigerte Fürsorge
tätigkeit gibt in dn Fürsorgeinstituten genug Arbeit .Ein ungestörte Fort - ¬

führung dieser Arbeiten ,und zwar auch in persönlicher Hinsicht ,ist die drin¬
gendste Notwendigkeit dieser Zeit .Es wäre der Fürsorgearbeit nicht zuträglich
wenn man jetzt grössere personelle Auswechslungen vornähme .

STR .Frauenfeld ( nat .soz . )bemerkt ,der in Frage stehende
Antragstelle einen Willküraktdar ,der alles bisher Erlebte so ziemlichin
den Schattens tellt .Umden Parteileuten die Pfründe auf ein weiteres
halbes Jahr zu erhalten ,soll hier die Winterhilfe missbraucht undein
selbstverständliches Recht gebogenwerden .

In den letzten 3 Tagen wurde von
den nationasozialistischen Rednern eine ganze Reihe von Missbräuchenauf
démebiete des Fürsorgewesensaufgezeigt ,aber wederHerr Breitner ,noch
Herr Tandler haben es für nötig befunden ,zu diesen konkreten Fällen
Stellungzu nehmen ,weilsie einfachnicht zu widerlegensind .Ermüsse
auch seinem Befremden darüber Ausdruck verleihen ,welcher Kontrast zwischen
denimmerwiedereingebrachtenRemonstrativenAnträgenderChristlichsoziale:

und ihrer gegenwärtigen Interesselosigkeit an dieser Sachebesteht .
Auchim vorigen Jahre haben sich viele national gesinnte Kreise in dieser
Stadtgenötigtgeschen ,eine selbstständigeWinterhilfeaktiondurchzuführen ,
weil der ganze Fürsorgeapparat parteipolitisch funktiondert hat .Gerade
darummüssendie Nat .soz .verlangen ,dass den mindestens800bis900
Fürsorgeräten ,die aufsie entfallenwerden ,die Möglichkeitgebotenwird,
eine entsprechene Tätigkeit zu entfalten .Der ftedner stellt denAntrag :
DerGemeinderatwollebeschliessen :DerAntragdesStadtsenateswirdabge-¬
lehnt ,die Wahlperiodeder derzeitigen Fürsorgeinstitute ist mit 31 .Dezem- ¬
ber 1932 beendet ,die Wahl für die neuzuwählenden Fürsorgeräte ist sofest¬

zusetzen ,dass diese ihr Amtspätestens mit 1 .Jänner 1933 antreten können .
( Beifall bei den Nat .soz .

GR .Weikert ( nat .scz . )führt aus ,dass die Pflegebei - ¬
träge und andere Unterstüztungen in den Räumender Fürsorgeinstitute von
denGemeindewachleutennichtbseltenmit demGummiknttelverabreichtwerden.
In der vorigen Wochesei ein armerSchlucker ,der nur einen Stempelaufseine
Kartewollte ,brüskabgewiesen ,voneinemGemeindewachmannin eineZelle
gesteckt und dort halb tot geschlagen wurde .( Pfui - Rufebei den Nat .soz . )
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EinerWitwemit7 Kindenwurdeder FürsorgebeitragumhoProzentge- ¬
kürzt .Seine Partei werde darauf sehen ,dass die Waggons Kohle ,die für

die Winterhilfe gespendet werden ,nicht wieder in Partei -undVereinsheimen

verbrauchtwerden ,sie werdeauchalle anderenMisständezubeheben
trachtan .Er appeliert an denBürgermeister ,diesenGesetzesbruchnicht
zuzulassenunddie Minderheitnicht vergewaltigenzu lassen .Sollteder
AntragdesStadtsenatesangenommenwerden ,so würdedies zeigen ,dass
die Worte des Bürgermeisters keine Geltung haben .( Beifall bei den

Parteigenossen . )
GR .Dr .Riehl ( nat .soz . )erklärt ,dass die Politisierung der

Verwaltungscheusslichist .Nochscheusslicherist diePolitisierung
der Fürsorge .WennSie denAntrag ,denSie heute vorgelegthaben ,an- ¬
nehmen ,so brechen Sie damit über die Demo- kratieden Stab .IhrAntrag
bedeutetnichts anderesals die Einführungder Erblichkeitderdemokrati¬
schenMajastät .Die nationalgesinnte BevökkerungWienshat genügendvor- ¬
gebildete Menschen ,die sich in ganz kunzer Zeit in die betreffenden
Wissens -undArbeitsgebieteeinführenkönnen .Ihre Absichtaberist ,
die nationalgesinnte Bevöllkerung einfach von allemauszuschliessen .
Wir werdenes nicht verabsäumen ,Sie in den künftigen WochenundMonaten
für Alles verantwortlich zu machen ,wasSie sich auch auf demGebieteder
Fürsorge leisten .( Beifall bei den Nat .soz . )

GR .Neumann( nat .soz .) erklärt ,dass die Ausredeauf
die Winterhilfe lächerlich ist .Die BevölkerungWienshat bei denletzten
Wahlennicht nur den Gemeinderatder Stadt WienunddieBezirksvertretungen
gewählt ,sondernsie hat auch durch den Stimmzettelausgesprochen ,wiedie
Fürsorgeratstellenbesetzt werdensollen .DieletztenFürsorgeratswahlen
habenam20 .Oktober1927stattgefunden ,sie müssendaherunseremAntrage
gemässsofort durchgeführtwerden .

GR. Dr .Suchenwirth( nat . soz . )bemerkt ,dass sowhlDemokratie
wie Fashhismus ,gegenden die Mehrheitden Kampfführt ,sich an dieGesetze
zuhaltenhabenundes bestehenbestimmteBeschlüssedarüber ,wanndieFür¬
sorgerätezuerneuernsind .GeradeanläslichderWinterhilfeist esnötig ,
Ihre Tätigkeitzu überwachenundunsder Leuteanzunchmen,fürdie Siekein
Herzhaben ,daSiealles nurnachparteipolitischenGesichtspunktenbeur¬
teilen .DieSozialdemokratensind nur dort Demokraten,woes sich darumhan¬
delt Vorteiltzu erlangen ,in Wirklichkeitsindsie aberTerroristenübel-¬
ster Art .( Lebh .Beifall . d .Nat .soz . )

GR. Lr .Hanke(nat. soz. )bezeichnetdenReferentenantragals
eine Sündegegndie Demokratie .Demokratieist ein streng umrissenerBegriffuch
an dem nichts zu deuteln ist .Manhat/die Nationaisozialisten ,als sie in
das politische Lebeneingetretensind ,auf denWegder Verfassungunddes
Gesetzes verwiesen .Gesetze und Beschlüsse müssenauch für Sie Geltunghaben .

Der Redner zitiert sodann Aussprüche des Referenten über die Demokratie .

Bgm .Seitz ruft den Redner zur Sache .

GR. Hankesetzt hieraufseineZitate fort ,woraufer vomBgm.
Seitz aufmerksamgemachtwird ,dass die Frageder VerlängerungderWahlperiode
der Fürsorgeräte auf derTagesordnung
steheunddasstheoretischeErörterungenüberdie FragederDemokratieund
andere politisce Formen zu diesem Gegenstand nicht gehören .

GR .Weikert( nat . soz. )( zumBürgermeister ): Jetzthabennicht
Sie ,sondernder Dr. Hankezureden .

Bgm .Seitz ruft den GR. Weikertzur Ordnung und ersucht den
GR .Hankeneuerlich,sichan die Sachezuhalten .
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GR .Hanke : Auchdie Wehrheit muss sich in den Rahmender
Demokratie einfügen ,es ist lächerlich ,wenn sie die Demokratie inter - ¬
pretieren will ( Lebh .Beifall b .d .Nat .soz . )

durchdie VerschiebungGR .Griessler ( nat . soz . )bemerkt ,
der Wahl der Fürsorgeräte beweise die Mehrheit nur ,wie gross die Angst
ist ,die sie vor den Nationalsozialisten hat ( Beifall b .d .Nat . soz . )
Wienotwendiges wäre,dieTätigkeitderSozialdemokratenin derFürsorgezu
kontrollieren ,zeigen einige Fälle .Eine Genossin bekommt ,obwohl sie im
Verdienst steht ,300 S und für ihre Kinder 200 . Einanderer Genosse ,der
auch im II .Bezirk wohnt ,hat eine Unterhaltsrente von 46 S,seine Frau eine

Pfründe von 24 S ,sein Sohn ,der bei ihm wohnt verdient 60 S und dessen Frau

300 . Trotzdemhaben beide eine Fürsorgerente ( Zwischenrufe ) .Diebeiden
Söhne eines Strassenbahners im II .Bezirk haben die Winterhilfe bezogen ,
obwohl der Vater im Verdienst steht ,der einer dieser Söhne ist arbeitslos ,
der zweite ist Eintänzer in einer Bar .In der Leopoldstadt gibt es eineganze
Reihejüdischer Fürsorgeräte ,die für die arische Bevölkerungnichtsübrig
haben . DieSchiebung ,die Sie da vornehmen ,ist ein ganz gemeinerjüdischer

Dreh .
Bgm .Seitz ruft den GR .Griessler zur Ordnung .

GR .Griesåler protestiert energisch gegen die Verschie oung
der Wahl( Leth .Eeifall bei denNat .soz . )

GR .Pichler ( nat .soz . )bezeichnet die Verschiebung der

Wahlder Fürsorgeräte als einen Faustschlag in das Gesicht derGerechtigkei “
und den Antrag des Stadtsenates als eine Schiebung gemeinster Art .

BürgermeisterSeitz ruft denRednerzurOrdnung.
GR .Hölzl ( nat .soz . )verweist auf das zwiespältige Ver - ¬

halten der Sozialdemokraten ,die imNationalrat
die Vornahme von Neuwahlen verlangen ,weil der

die Zusammesetzung des Nationalrates nicht mehr dem Willen der Bevökkerung e
spreche ,während sie hier das berechtigte Verlangen der Pationalsozialisten

ablehnen .Dies sei eine Kleberei von geradezu beschämender Art .( Beifall
bei denParteigenossen . )

Abg .Kunschak ( christl ,soz . )wendet sich ,umjeder
Legendenbildung vorzugreifen ,gegen die in der Oeffentlichkeit aufge - ¬
tauchte Behauptung ,dass in dieser Frage eine Vereinbarung zwischender

christlichsezialen und sozialdemokraitschen Partei vorliege .Es ist von

uns weder eine ' ereinbarung gefordert worden ,noch sind wir eine solche

eingegangen .Es wurde uns lediglich vor kurzem mitgeteilt ,es bestünde der
Plan ,die Wahl der Fürsorgeräte mit Rücksicht auf die Winterhilfe zu ver¬

schieben .Wir haben uns diesem Argument nicht verschlossen ,weil wir der

Meinungsind ,dass mehr als in jeder anderen Zeit es darauf ankomme,
dass die Hilfsaktionen in diesem Winter klaglos funktionieren .Vondiesem

Gesichtspunkte ausgehend haben wir unbekümmert um die partei¬
politischen Differenzen als karitative ,als religiöse und als gewerkschaft
liche Organisationen uns voriges Jahr vorbehaltlos in den Rahmender Winter¬
hilfe gestellt und wir tun es auch heuer,um die Katastrophe ,die über viele

Menschen gekommen ist ,zu überwinden .Das hat mit politischen Erwägungen

nichts zu tun ( Rufe bei den Nat .soz . : Abermit Pfründen ! )und schon
garnichts zu tun mit einemKlebenan Mandatenoder gar anPfründen .
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Es gibt über 6000Menschen ,die in der Armenfürdorgetätig sind ,und
es gibt daruntersicherlich Leute ,die nicht würdig ,Fürsorgerätezusein .
Wowir solche Fälle erkannt haben ,haben wir sie rücksichtlos der Oeffent - ¬
lichkeit übergeben und ich muss gestehen ,dass STR .Tandler jedesmal für

dieEntfernungsolcherLeuteausdemAmteSorgegetragenhæt .Diegrosse
Masseder Fürsorgeräte ,sie mögenwelcherPartei immerangehören ,übtdas
undankbarste Amtaus ,das mansich überhaupt denkenkann ,(Zustimmung
bei den Christl .soz .undSoz .dem . )ein Amt ,das immerundankbarer
wird ,weil die Menschenin ihrer Not ümmerunduldsamerwerden .Ichmöchte
auch darauf aufmerksammachen ,dass der Fürsorgerat von vornehereinnicht
nach Parteien aufgestellt werden ,sondernsie bekommenvonvorneherein
ihre Sprengel und müssen sich ohne Rücksicht auf die Partei als Freunde
undHelfer der Armenbetätigen .( Beifall bei den Christl .soz .undSoz .
dem . )Es wäreein ganzneuer Grundsatz ,dass es Fürsorgerätegibt ,die
die Aufgabe haben ,sich ihrer Farteigenossen anzunehmen .Wir sind der
Meinung ,dass hinsichtlich der Winterhilfe alles vorgekehrt werdenmuss ,
was deren gute Funktion gewährleistet .Aus diesem Grunde habenwir
gegendie VerschiebungderWahlenkeineEinwendungenerhoben .( GR .Rotter
( nat .soz . ): Wenn es sich um Nationalsozilaisten handelt ,sind sie
alle einig ! )Sie mögensich sehr viel einbilden ,aber wennSieglauben ,
dass wir aus Angstvor Thnenmit den Sozialdemokrateneinig sind ,dann
sind Sie in einem grossen Irrtum .( Beifall bei den Christl .soz . )
DiesczialdemokratischeMehrheithat der BevölkerunggegenüberdieVer¬
antwortung zu tragen für den Antrag ,den sie heute hier stellt .Wirhalten
uns mit Rücksicht auf seine Pergfündung nicht für berechtigt ,gegenden
Antrag zu stimmen ,wir sind aber auch nicht verpflicht ,für ihn zustim¬
men ,weil wir an der Verwaltungnicht teilnehmen .( LebhafterBeifall
bei den Christl .Soz . )

GR .Jalkotzy( soz ,dem. )bemerktin seinemSchlusswort,
manerkennedie wildenWölfevoneinstmalsnicht mehr ,die heutewiefried¬
liche Lämmerhier weidenundsich so für die Demokratieeinsetzen .Dashaber
sie offenarvonihremgrossenVorbildher( Lebh.Beifallb .d .Soz ,deri-¬
Zwischenrufe )Sie sprechen soviel von der Gewaltder Demokratie .Ja,eine
solcheGewaltder Demokratiegibt es undmusses geben,sonstwärejadie
Demokratieeiner so tiebenwürdigenGesellschaftgegenüber ,wieSieessind ,
wehrlos .Alles das steht aber bei diesem Antrag nicht zur Diskussion ,es
handeltsich hier umeine Frggeder Zweckmässigkeitunddeshalbbitteich
den Referentenantrag anzunehmenund den Antrag Frauenfeld ahzulehnen( Lebh .
Boifall . d .Soz .dem. )

DerReferentenantragwirdhierauf angenommen ,derGegenantra
Frauenfeldabgelehnt .

Es liegen zwei Anträge vor auf Besprechung von Interpella - ¬

tionen in der heutigenSitzung ,derenPeantwortungbereits erfolgtist .
Zur Frage der Dringlichkeit dr Besprechung der einen Inter¬

pellationweist
GR ,Dr . Riehl( nat . soz . )darauf hin ,in einer Anfragebeant - ¬

wortungdesVizebgm.Emmerlingleugnedieser ,dasstatsächlichin Wieneine
Anzahlfremdermeistslowakischer LandarbeiterbeidenPand -undforstwirt-
schaftlichen Petriebsgesellschaft beschäftigt ist ,und er berufe sich darauf ,

7dasseineUmschulungstattfindet,dieinHinkunftermöglichen/mitinländische.
ArbeitskräftendasAuslangenzu finden .MitRücksichtauf die grosseArbeits-¬
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lesigkeit insbesondere unter den Jugendlichen hätten schon längst die not¬
wenigenVomrbeitengetroffen werdenmüssenundes wäredie höchsteZeit ,
inländische Arbeitskräfte heranzuziehen um die Arbeitslosigkeit der Jugend
zubekömpfen .

DerAntragauf PesprechungderInterbellationsbeancwortung
wirdabgelehnt .

Zur Frage der Dringlichkeit der Besprechung einer zweiten
InterpellationsbeantwortungverweistGR,Dr.Suchenwirth( nat .soz . )dærauf,
dass es sich umeine Anfragean denBürgermeisterhandle,obihmdieVerhält .
nisse beimVerlag " Jugendund Volk "bekannt sind .In diesemVerlal habeeine
ganze Reihevon Vertrauenspersonen der sozialddemokratischen

Parteiso auchFr. sidentGlöckeleinennamhaftenVerdienst ,dadieserVerlag
das Monopolder Belieferungder Schulenmit Schulhüchernhat .Präs identDr .
Glöckelbekleidetin diesemVerlagdie Stelle einesPrä identendesVerwal-¬
tungsrates .DieBeantwortungaufdieseunsereAnfragegehtüberdiewichtigs-¬
ten Punktehinweg .Nunwissenwir ,dass die SozialdemokratenjedeGelegen-¬
heit wahrnehmen,umihre VertrauensmännermitreichdotiertenStæellenzu
versorgen .Wirhabenin der Sache in der ersten Sitzung desStadtschulrates
einen Antrag gestellt ,dieser wurde aber vomBürgermeistr nicht zurVerhand- ¬
lung gestellt .In dem Verlag betätigt sich auch der Herr Fadrus,der ,weil
er im Ministerium unbeschäftigt war ,in den Stadtschulrat übernommenwurde .
Dieser Herr Fadrushat sich nun foggendes geleistet .Er hat in einem
seiner Bücher von den zw .i Gedichten Goethes „ Wanderers Sturmlied "vondenen
das zweite bei Goethe den Zusatz hat " ein gleiches "weil es ebeneinzweites
Gedichtist ,dasserste dieserGedichtenichtabgedruckt,wohlaberdas
zweiteundihmdenZusatz" eingleiches " hinzugefügt( Heiterkeitbeiden
Nat. soz . ?GRtin .DeutschKrammer( soz ,dem )AberHerrFrofessor ,Siewiseen
ja gar nicht,dass das Gedicht von Goethenicht den Titel hat„Wanderers
Sthumlied "sondern „ WanderersNachtlied " .( Lebhafte Heiderkeit undZwiszhen¬
rufe bei den Sozialdemokraten : Daist Ihnen was schönes passiert,Herr Pro¬
fessor ) .Andauerende Zwischenrufe ) . Esist notwendig ,diese Angelegenheit
des Verlags " Jugendund Volk "zu besprechen,weil die Bevölkerung ein Ge¬
fühlt für Feinlichkeit hat undverlangt ,dass SchuleundGeschäftnichtver¬
bundenwerdensoll .Hierwirdin einemKorruptionsherdhineingeleuchtet
( LebhafterBeifall bei den Nat .soz . - andauerendeZwischenrufe )

Bgm .Seitz : GR .Euchenwirthvesteht ,obwohlich michbemüht
habe ,ihmin derInterpellaticnsbeantwortungdenSachverhalteinwenignäher
zu bringen noch immer nicht,um was es sich hier handelt .Die Gemeindehat
diesen Verlag gegründet und hat auch noch andere aus dem Titel ihres beson¬
deren Vers tändnisses für den Buchhandel zur Peteiligung herangezogen undwie

in allen Städten ,in denen solche Institutionen von der Gemeindegegründet
ja diewerden ;der betreffende Chef der Schulverwaltung ,der

DingeverstehtvonderGemeindezuihremVertreterin einesolchenVerlag
bestellt wird ,so ist auch von der GemeindeWien :Präident Glöckel ,zum
Fräsidentendes Aufsichtsrates bestellt worden .Aufder anderenSeite hatder
TeilhaberausdemBuchhandeleinenkaufmännischenSachverständigenindie
Gesellschaft entsendet .Dr. Suchenwirthversteht offenbar diesenSachverstand
nicht und konstruiert eine Verbinding zwischenSchule und Geschäft ,währende
sich hier umeine Gemeindeinstitution handelt .

Wegender vonGR ,SuchenwirthgebrauchtenAusdrickerufeich
ihn zurOrdnung.

Die dringliche Behandlungder Interpellationsbehandlunginder heutigen Sitzung wirdabgelehnt .
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Es wird zur Behandlung der Dringlichkeitsanträge geschritten .

Die GemeinderäteNeumann ,Rotter und Genossen( nat .soz . )
stellen einen Dringlichkeitsantrag ,wonach von den Geldbezügen der gewählte
Funktionären der GemeindeWien ,unter was immerfür einen Titel dieselben
zur Auszahlung gelangen ,WAder Peit vom 1 .Dezember 1932 bis ein¬
schliesslich 30 .April 1933 von hundert der Aktion Winterhilfe
zu überweisensind .

GR .Neumann ( nat .soz . ) erklärt ,die
Dringlichkeit des Antrages sei schon dadurch begründet ,dass die unauf¬
haltsame Verschlechterung der Wirtschaftslage eine fortwährende Steigerung
der Not und des Elendes bedingt .Die Nationalsozialisten haben es der
Mehrheit ,die sich sozial nennt ,sehr leicht gemacht ,indemsie nureinen
geringen Abzug von den Bezügen vorgeschlagen haben ,und sie hoffen deshalb ,
dass der Antrag auch die Genehmigung der sozialdemokratischen Gemeinderäte

finden wird .( Beifall bei den Parteigenossen ) .
Bei der Abstimmungwird diesem Antrage die dringliche Behandlung

nicht zuerkennt .( Zwischenrufe bei den Nat .soz . )
Bürgermeister Seitz :Es ist vollkommen klar ,dass jeder

in dieser Zeit
öffentliche Funktionär/sehr genau weiss ,was er in dieser Sachæ selbst zu
tun hat .

Die Gemeinderäte Frauenfeld und Schaffer ( nat .soz . )ver - ¬
langen in einemDunglicheitsantrag ,eine AenderungderGeschäftsordnung
in dem Sinne ,dass ein Dringlichkeitsantrag durch den Schriftihrer der
Fartei ,der der Antragsteller angehört ,bezw .durch denVorsitzenden ,
wennein Schriftführer nicht bestellt oder dieser verhinderti ist ,zur .
Gänzezu verleeenist .

STR .Frauenfeld bemerkt ,die Drnnglichkeit dieses Antrages
ergebe sich für jeden ,der am Schlusse der gestrigen Sitzung anwesendwar ,
wo man feststellen konnte ,dass auch stilistisch richtige Anträge infolge
der mangelhaften rhetorischen Fähigkeiten des Vorsitzenden mit oder

ohne Absicht so vorgebracht worden sind ,dass die Mehrheitsie
nicht verstehen konnte .Da unsere Gutmütigkeit allgemein bekannt ist
( LebhafteHeiterkeit ) ,würdees uns sehr peinlich berühren ,wennsich
ähnliche lächerliche Dinge auch weiter ereignen würden .( Beifall bei den
Parteigenossen ) .

DemAntrage wird die dringliche Behandlungnicht buerkannt .
Die Sitzung wird hierauf um 1/4 11 Uhr nachts geschlossen .
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